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Jedes Land kocht  
sein eigenes Süppchen

Die „bundeseinheitliche Personalbemessung“ erweist sich als weniger einheitlich als gedacht.

Von Jennifer Bäcker

M it der Einfüh-
rung des neuen 
Personalbemes-
sungssystems 

(PeBeM) ergeben sich für 
Einrichtungen der stationären 
Pflege sowohl Chancen als auch 
Herausforderungen in der Um-
setzung. Seit dem 1.7.2023 kön-
nen die Einrichtungen gemäß 
§ 113 c SGB XI Höchstgrenzen 
für Personalschlüssel je Pflege-
grad in ihren Pflegesatzverein-
barungen festlegen. Die Perso-
nalschlüssel beschreiben, wie 
viel Personal mit welcher Quali-
fikation für die Versorgung der 
Pflegebedürftigen in den ein-
zelnen Pflegegraden vereinbart 
werden kann. Ein wichtiges Ziel 
der neuen Personalbemessung 
ist eine kompetenzorientierte 
Aufgabenverteilung in der Pfle-
ge. Deshalb wird für die mög-
lichen zu berücksichtigenden 
Personalmengen in drei Quali-
fikationsstufen unterschieden:
• Hilfskraftpersonal  

ohne Ausbildung  
(sog. Qualifikationsniveaus 
(QN) 1 und 2)

• Hilfskraftpersonal mit 
 landesrechtlich geregelter 
Helfer- oder Assistenzaus-
bildung in der Pflege mit 
einer Ausbildungsdauer von 
mindestens einem Jahr  
(sog. QN 3)

• Fachkraftpersonal  
(sog. QN 4)

Unter Berücksichtigung der je-
weils landesrechtlichen perso-
nellen Untergrenzen haben die 
Einrichtungen die Möglichkeit 
zu entscheiden, in welchem Ma-
ße sie die Höchstgrenzen für die 
drei Qualifikationen ausschöp-
fen möchten.

Der Spitzenverband Bund 
der Pflegekassen und die Verei-
nigungen der Träger der Pflege-
einrichtungen auf Bundesebene 
haben eine gemeinsame Emp-
fehlung zum Inhalt der Lan-

desrahmenverträge nach § 75 
Abs. 1 SGB XI veröffentlicht: 
• Sonderpersonalschlüssel für 

bestimmte Funktionen kann 
es weiterhin geben und diese 
können sogar erhöht/erwei-
tert werden.

• Ein Personalaufwuchs kann 
hierbei auch in nur einer oder 
zwei der Qualifikationsgrup-
pen vereinbart werden.

• Der Bestandsschutz bezieht 
sich auf die vereinbarten und 
tatsächlich besetzten Stellen 
und nicht auf Personen.

Außerdem sind die Bundeslän-
der dazu aufgefordert, in den 
Landesrahmenverträgen bun-
desspezifische Regelungen zu 
definieren. Dies umfasst bei-
spielsweise die Festlegung der 
Mindestpersonalausstattung, 
den Anteil ausgebildeter Fach-
kräfte, die Pflegesituation wäh-
rend der Nacht sowie die be-
sonderen Personalbedarfe wie 
Pflegedienstleitung, Qualitäts-
managementbeauftragte, Pra-
xisanleitung und Hygienema-
nagement.

Die sogenannte „bundesein-
heitliche Personalbemessung“ 
erweist sich offenbar als weniger 
einheitlich als gedacht, da diese 
letztendlich von Bundesland zu 
Bundesland variiert. Die einzige 
tatsächliche einheitliche Rege-
lung ist die Festlegung der ma-
ximalen Personalkapazitäten für 
die Pflege und Betreuung. Die 
maximalen Personalschlüssel 
gelten jedoch nicht, wenn der 
Besitzstand greift oder bereits 
aus sachlichen Gründen eine 
höhere Ausstattung vorliegt. 
Aufgrund des Bestandsschut-
zes wird vorhandenes Perso-
nal nicht abgebaut und beste-
hende Stellen können weiter 
nachbesetzt werden. Dies gilt 
selbst dann, wenn die neuen 
Personalschlüssel rechnerisch 
im Einzelfall zu einem geringe-
ren Bedarf an einzelnen Qualifi-
kationen führen als bereits Per-
sonal vorhanden ist. Sachliche 
Gründe können beispielsweise 

dann gegeben sein, wenn spezi-
elle Einrichtungskonzepte einen 
besonderen Bedarf erfordern. 
Dies könnte die Versorgung von 
Wachkomabewohnern, den ge-
rontopsychiatrischen Schwer-
punkt, Menschen mit demen-
ziellen Erkrankungen sowie die 
Betreuung von Menschen mit 
Behinderungen umfassen.

In einigen Bundesländern feh-
len derzeit noch Regelungen 
für diese Vorgaben und auf-
grund der erheblichen regio-
nalen Unterschiede lassen sich 
unterschiedliche Tendenzen be-
obachten.

In einigen Landesrahmen-
verträgen entspricht die mindes-
tens vorzuhaltende personelle 
Ausstattung für das Pflege- und 
Betreuungspersonal den bisher 
vereinbarten einrichtungsindi-

viduellen Personalanhaltswer-
ten der jeweiligen Pf legeein-
richtung. Im Gegensatz dazu 
gibt es in Nordrein-Westfalen 
eine Mindestausstattung für 
das Pf lege- und Betreuungs-
personal, die sich aus 80 Pro-
zent der Gesamtstellen bezo-
gen auf die Höchstgrenzen des 
§ 113 c ergibt. In einem weite-
ren Bundesland wurden einheit-
liche Mindestausstattungen für 
die Pflege- und Betreuung fest-
gelegt. Wiederum in einem an-
deren Bundesland entspricht die 
Mindestausstattung des gesam-
ten Pflege- und Betreuungsper-
sonals den maximalen Personal-
anhaltswerten gemäß § 113 c 
SGB XI.

Die Regelungen zur Fach-
kraftquote zeigen ebenfalls kei-
ne eindeutige Tendenz und vari-
ieren von einer Mindestvorgabe 
von 43 Prozent bezogen auf die 
neuen Personalschlüssel bis hin 
zu 50 Prozent in Bezug auf die 
Mindestpersonalausstattung. 
In Baden-Württemberg wurde 
der Mindestpersonalschlüssel 
für Fachkräfte auf der Hoch-
grenze nach § 113 c festgelegt.

Die Landesrahmenverträge 
regeln aber nicht nur die Min-
destpersonalausstattung. Durch 
Festlegung von Sonderperso-
nalschlüsseln für bestimmte 
Funktionen und Tauschmög-

lichkeiten zwischen den drei 
Qualifikationen können Per-
sonalmengen erreicht werden, 
die deutlich über den Höchst-
grenzen des §  113 c liegen. 
Auch Fachkraftquoten von un-
ter 40 Prozent können so er-
reicht werden. 

Angesichts dieser vielfälti-
gen Regelungen im Bereich der 
personellen Ausstattung in den 
verschiedenen Bundesländern 
ist es auch bei den Sonderper-
sonalschlüsseln für bestimm-
te Funktionen herausfordernd, 
eine klare Richtung zu erken-
nen. Einige Vorschriften bezie-
hen diese Bedarfe in den Per-
sonalschlüssel nach § 113 c ein, 
während andere sie außerhalb 
dieser Berechnung zusätzlich 
berücksichtigen. Es wird deut-
lich, dass die einheitliche Per-

sonalbemessung gar nicht so 
einheitlich ist! Jeder Betreiber 
ist angehalten, die jeweiligen 
Landesrahmenverträge genau 
zu lesen und für seine Einrich-
tung umzusetzen. Festgehalten 
werden kann, dass die neue Per-
sonalbemessung umfangreiche 
Möglichkeiten bietet, die Per-
sonalausstattung im Pflegeheim 
zu verbessern und andere Fach-
kraftquoten zu erreichen. Dabei 
sollte klar sein, dass die Verän-
derung der Personalmenge und 
-mischung eine gute Kommu-
nikation und Umsetzung in der 
Einrichtung erfordert. 

Die Autorin ist Beraterin  
bei der rosenbaum nagy  
Unternehmensberatung.

ALS PRÄSENZ-
UND ONLINETERMINE 
FÜR DIE STATIONÄRE 

UND AMBULANTE
PFLEGE VERFÜGBAR

REGIONALE UNTERSCHIEDE
• Anteil der ausgebildeten Fachkräfte
• Pflegesituation in der Nacht
• Besonderheiten hinsichtlich Einrichtungsgrößen 

und -konzeptionen
• Besondere Personalbedarfe (PDL, Qualitäts - 

beauftrage, Praxisanleitung)
• Erforderliche Qualifikationen für das Pflege- und 

 Betreuungspersonal

Die einzige  
einheitliche 
 Regelung ist  

die Festlegung 
der maximalen  

Personal­
kapazitäten.

Hilfskraft musste sich isolieren
Kein Verdienstausfall wegen Corona-Quarantäne

Der Caritasverband Düsseldorf 
hat keinen Anspruch auf eine 
Verdienstausfallentschädigung 
nach dem Infektionsschutzge-
setz für eine Ordensschwester, 
die wegen einer Quarantäne-
Anordnung in der Corona-Pan-
demie nicht als Pflegehilfskraft 
in einer Pflegeeinrichtung ar-
beiten durfte. Das hat das Ver-
waltungsgericht Düsseldorf am 
Montag vergangener Woche 
mitgeteilt (AZ: 29 K 910/22).

Die Ordensschwester, die auf 
Geheiß ihrer Ordensgemein-
schaft als Pflegehilfskraft bei 
dem klagenden Caritasverband 

tätig ist, erhält für ihren Einsatz 
in dem Heim kein Arbeitsent-
gelt, wie das Gericht erläuter-
te. Somit sei durch die Qua-
rantäne-Anordnung weder der 
Schwester noch der Ordensge-
meinschaft ein Verdienstausfall 
entstanden. Infolgedessen habe 
auch der Caritasverband keinen 
Rechtsanspruch auf Gewäh-
rung einer Verdienstausfallent-
schädigung. Gegen das Urteil 
kann beim Oberverwaltungsge-
richt für das Land Nordrhein-
Westfalen in Münster die Zu-
lassung der Berufung beantragt 
werden. (epd)


